
    

 

 

Amtsblatt  

des Landratsamtes Ostallgäu 
herausgegeben vom Landratsamt Ostallgäu 
Schwabenstraße 11, 87616 Marktoberdorf 

 
Sprechzeiten:  
Montag, Mittwoch und Freitag  7.30 – 12.30 Uhr 
Dienstag     7.30 – 16.00 Uhr 
Donnerstag    7.30 – 17.30 Uhr 
und nach Terminvereinbarung 
 

 
Öffnungszeiten Bürgerservice:  
Montag und Dienstag   7.30 – 16.00 Uhr 
Mittwoch und Freitag   7.30 – 12.30 Uhr 
Donnerstag    7.30 – 17.30 Uhr 
 
 

 

Jahrgang 81 Donnerstag, 25.06.2026 Nummer 19 

 

Bekanntmachung 

Vollzug der Fahrzeug-Zulassungsverordnung (FZV) 

Hier: Halter (zuletzt wohnhaft), Frau Emanuela Marijanovic, Am 

Alten Wehr 25, 87640 Biessenhofen; z. Zt. unbekannten 

Aufenthalts. 

Öffentliche Zustellung gemäß Art. 15 Verwaltungszustellungs- 

und Vollstreckungsgesetz (VwZVG). Die Anordnung des 

Landratsamtes Ostallgäu vom 02.06.2026, Aktenzeichen 30-

1420/MOD EM74, Vollzug der FZV; Grund der Anordnung: 

Fehlender Versicherungsschutz kann beim Landratsamt 

Ostallgäu, Schwabenstr. 11, 87616 Marktoberdorf, Kfz-

Zulassungsbehörde zu den üblichen Dienststunden eingesehen 

werden. Das o. g. Dokument wird hiermit öffentlich zugestellt. 

Damit werden Fristen in Gang gesetzt, nach deren Ablauf 

Rechtsverluste drohen. 

Christian Stiefenhofer                       Eapl.: 30-1420/MOD EM74 

 

Bekanntmachung 

Vollzug der Fahrzeug-Zulassungsverordnung (FZV) 

Hier: Halter (zuletzt wohnhaft), Herrn Fabian Stadler, Alleeweg 

6, 87656 Germaringen; z. Zt. unbekannten Aufenthalts. 

Öffentliche Zustellung gemäß Art. 15 Verwaltungszustellungs- 

und Vollstreckungsgesetz (VwZVG). Die Anordnung des 

Landratsamtes Ostallgäu vom 02.06.2026, Aktenzeichen 30-

1420/MOD AU1, Vollzug der FZV; Grund der Anordnung: 

Fehlender Versicherungsschutz kann beim Landratsamt 

Ostallgäu, Schwabenstr. 11, 87616 Marktoberdorf, Kfz-

Zulassungsbehörde zu den üblichen Dienststunden eingesehen 

werden. Das o. g. Dokument wird hiermit öffentlich zugestellt. 

Damit werden Fristen in Gang gesetzt, nach deren Ablauf 

Rechtsverluste drohen. 

Rama Toumeh                                     Eapl.: 30-1420/MOD AU1 

 

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 

„Nach Art 66 Abs. 2 Satz 4 der Bayer. Bauordnung (BayBO) 

wird der verfügende Teil sowie die Rechtsbehelfsbelehrung des 

folgenden Baugenehmigungsbescheides öffentlich 

bekanntgemacht: 

Der Antrag auf Smart Living Community – Neubau 

Arbeiterwohnheim mit Tiefgarage in 87629 Füssen, Am 

Dreitannenbichl 11, Gemarkung Füssen, Flurnummer(n) 970/28 

wurde mit Bescheid des Landratsamtes Ostallgäu vom 

11.06.2026 (Gz.: 6024.01 - 348/26) nach Maßgabe der 

geprüften, revidierten und mit Genehmigungsvermerk 

versehenen Bauvorlagen unter den in den Beiblättern 

abgedruckten Auflagen gemäß § 34 Baugesetzbuch (BauGB) 

genehmigt.  

Die Kosten des Verfahrens hat der Antragsteller zu tragen. 

R e c h t s b e h e l f s b e l e h r u n g 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 

seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem  

Bayerischen Verwaltungsgericht in Augsburg, Postfach 11 23 

43, 86048 Augsburg, Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

- Die Erhebung einer Klage ist schriftlich, zur Niederschrift oder 

elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen 

Form möglich. Die Erhebung einer Klage per einfacher E-Mail 

ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!  

- Seit 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte 

Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.  

- Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den 

Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine 

Verfahrensgebühr fällig. 

Die Rechtsbehelfsfrist wird mit dem Tag der Zustellung 

(Veröffentlichung) in Lauf gesetzt (siehe Art. 66 Abs. 2 Satz 6 

BayBO). Die Verfahrensunterlagen können beim Landratsamt 

Ostallgäu, Schwabenstraße 11, 87616 Marktoberdorf, Zimmer 

256, während der allgemeinen Öffnungszeiten eingesehen 

werden. 

Ulrich Härle, Regierungsdirektor             Eapl.: 6024.01 - 348/26 

 

Bekanntmachung 

Vollzug des Straßenverkehrsgesetzes (StVG) und der 

Fahrerlaubnis-Verordnung (FeV) 

Hier: Herr Sahin Kilic, geb. 21.08.1996 in Kulp, zuletzt wohnhaft 

in 87616 Marktoberdorf, Nordstraße 16; z. Zt. Unbekannten 

Aufenthalts. 

Öffentliche Zustellung gemäß Art. 15 Verwaltungszustellungs- 

und Vollstreckungsgesetz (VwZVG). Der Bescheid des 

Landratsamtes Ostallgäu vom 12.06.2026, Aktenzeichen 30-



 

 

1430 Grund der Anordnung: Versagung der Umschreibung 

einer ausländischen Fahrerlaubnis kann beim Landratsamt 

Ostallgäu, Schwabenstr. 11, 87616 Marktoberdorf, 

Fahrerlaubnisbehörde zu den üblichen Dienststunden 

eingesehen werden. Das o.g. Dokument wird hiermit öffentlich 

zugestellt. Damit werden Fristen in Gang gesetzt, nach deren 

Ablauf Rechtsverluste drohen. 

M. Bach                                                           Eapl.: 30-1430 

 

Bekanntmachung 

Vollzug des Straßenverkehrsgesetzes (StVG) und der 

Fahrerlaubnis-Verordnung (FeV) 

Hier: Herr Abdurrahman Duman, geb. 04.06.1985 in Idil, zuletzt 

wohnhaft in 87616 Marktoberdorf, Nordstraße 14; z. Zt. 

Unbekannten Aufenthalts. 

Öffentliche Zustellung gemäß Art. 15 Verwaltungszustellungs- 

und Vollstreckungsgesetz (VwZVG). Der Bescheid des 

Landratsamtes Ostallgäu vom 17.06.2026, Aktenzeichen 30-

1430 Grund der Anordnung: Versagung der Erteilung 

Fahrerlaubnis kann beim Landratsamt Ostallgäu, Schwabenstr. 

11, 87616 Marktoberdorf, Fahrerlaubnisbehörde zu den 

üblichen Dienststunden eingesehen werden. 

Das o.g. Dokument wird hiermit öffentlich zugestellt. Damit 

werden Fristen in Gang gesetzt, nach deren Ablauf 

Rechtsverluste drohen. 

Alexandra Hummel                                               Eapl.: 30-1430 

 

Bekanntmachung 

Vollzug des Unterhaltsvorschussgesetzes und des 

Bayerischen Verwaltungszustellungs- und 

Vollstreckungsgesetzes (VwZVG); 

Öffentliche Zustellung gemäß Art. 15 VwZVG 

Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz für Rahila 

Ouedraogo, geb. 06.12.2013.  

Mitteilung über den Übergang von Unterhaltsansprüchen auf 

den Freistaat Bayern gemäß § 7 Unterhaltsvorschussgesetz 

Unterhaltspflichtiger: Mamadou Ouedraogo, geb. 28.01.1974 

derzeit unbekannten Aufenthalts. 

Das Schreiben des Landratsamtes Ostallgäu vom 10.06.2026 

an den Unterhaltspflichtigen kann beim Landratsamt Ostallgäu, 

Außenstelle Jugendamt in 87616 Marktoberdorf, Georg-

Fischer-Straße 18, Zimmer J 006, Erdgeschoss, während der 

üblichen Dienststunden eingesehen werden. 

Wolfseher, Verwaltungsfachwirt     Eapl.: 21-UVG-434-O-19014 

 

Bekanntmachung 

Vollzug des Unterhaltsvorschussgesetzes und des 

Bayerischen Verwaltungszustellungs- und 

Vollstreckungsgesetzes (VwZVG); 

Öffentliche Zustellung gemäß Art. 15 VwZVG 

Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz für Rahima 

Ouedraogo, geb. 06.12.2013.  

Mitteilung über den Übergang von Unterhaltsansprüchen auf 

den Freistaat Bayern gemäß § 7 Unterhaltsvorschussgesetz 

Unterhaltspflichtiger: Mamadou Ouedraogo, geb. 28.01.1974 

derzeit unbekannten Aufenthalts. 

Das Schreiben des Landratsamtes Ostallgäu vom 10.06.2026 

an den Unterhaltspflichtigen kann beim Landratsamt Ostallgäu, 

Außenstelle Jugendamt in 87616 Marktoberdorf, Georg-

Fischer-Straße 18, Zimmer J 006, Erdgeschoss, während der 

üblichen Dienststunden eingesehen werden. 

Wolfseher, Verwaltungsfachwirt     Eapl.: 21-UVG-434-O-19015 

 

Bekanntmachung 

Vollzug des Unterhaltsvorschussgesetzes und des 

Bayerischen Verwaltungszustellungs- und 

Vollstreckungsgesetzes (VwZVG); 

Öffentliche Zustellung gemäß Art. 15 VwZVG 

Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz für Veronika 

Myrtai, geb. 18.09.2014 und Antzelo Myrtai, geb. 09.08.2012 

Mitteilung über den Übergang von Unterhaltsansprüchen auf 

den Freistaat Bayern gemäß § 7 Unterhaltsvorschussgesetz 

Unterhaltspflichtiger: Klodian Myrtai, geb. 24.02.1985 derzeit 

unbekannten Aufenthalts. 

Das Schreiben des Landratsamtes Ostallgäu vom 13.06.2026 

an den Unterhaltspflichtigen kann beim Landratsamt Ostallgäu, 

Außenstelle Jugendamt in 87616 Marktoberdorf, Georg-

Fischer-Straße 18, Zimmer J 006, Erdgeschoss, während der 

üblichen Dienststunden eingesehen werden. 

Wolfseher, Verwaltungsfachwirt     Eapl.: 21-UVG-434-M-14881 

 

Bekanntmachung 

Vollzug der Fahrzeug-Zulassungsverordnung (FZV) 

Hier: Halter verstorben Zustellung an den/die Erben von Herrn 

Dr. Rudolf Pfannenstiel; Burgstall 1, 87634 Obergünzburg 

Öffentliche Zustellung gemäß Art.15 Verwaltungszustellungs- 

und Vollstreckungsgesetz (VwZVG). 

Die Anordnung des Landratsamtes Ostallgäu vom 24.06.2026, 

Aktenzeichen 30-1420/OAL X578, Vollzug der FZV; Grund der 

Anordnung: Fehlender Versicherungsschutz kann beim 

Landratsamt Ostallgäu, Schwabenstr. 11, 87616 Marktoberdorf, 

Kfz-Zulassungsbehörde zu den üblichen Dienststunden 

eingesehen werden. Das o. g. Dokument wird hiermit öffentlich 

zugestellt. Damit werden Fristen in Gang gesetzt, nach deren 

Ablauf Rechtsverluste drohen. 

Lisa Mc Callion                                    Eapl.: 30-1420/OAL X578 

 

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 

„Nach Art 66 Abs. 2 Satz 4 der Bayer. Bauordnung (BayBO) 

wird der verfügende Teil sowie die Rechtsbehelfsbelehrung des 

folgenden Baugenehmigungsbescheides öffentlich 

bekanntgemacht: 

Der Antrag auf Neubau Apartmenthaus mit 12 WE (Tektur zur 

BG v. 02.12.2024 – 6024.01-704/24) in 87616 Marktoberdorf, 

Kaufbeurener Str. 23, Gemarkung Marktoberdorf, 

Flurnummer(n) 131/5 wurde mit Bescheid des Landratsamtes 

Ostallgäu vom 23.06.2026 (Gz.: 6024.01 - 433/26) nach 

Maßgabe der geprüften, revidierten und mit 

Genehmigungsvermerk versehenen Bauvorlagen unter den in 

den Beiblättern abgedruckten Auflagen gemäß § 34 

Baugesetzbuch (BauGB) genehmigt.  

Die Kosten des Verfahrens hat der Antragsteller zu tragen. 

R e c h t s b e h e l f s b e l e h r u n g 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 

seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem  

Bayerischen Verwaltungsgericht in Augsburg, Postfach 11 23 

43, 86048 Augsburg, Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

- Die Erhebung einer Klage ist schriftlich, zur Niederschrift oder 

elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen 

Form möglich. Die Erhebung einer Klage per einfacher E-Mail 

ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!  

- Seit 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte 

Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.  

- Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den 

Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine 

Verfahrensgebühr fällig. 

Die Rechtsbehelfsfrist wird mit dem Tag der Zustellung 

(Veröffentlichung) in Lauf gesetzt (siehe Art. 66 Abs. 2 Satz 6 

BayBO). Die Verfahrensunterlagen können beim Landratsamt 

Ostallgäu, Schwabenstraße 11, 87616 Marktoberdorf, Zimmer 

262, während der allgemeinen Öffnungszeiten eingesehen 

werden. 

Ulrich Härle, Regierungsdirektor             Eapl.: 6024.01 - 433/26 

 

 

 



    

 

Bekanntmachung der Haushaltssatzung des Zweckverbandes Abwasserverband Lechbruck-Bernbeuren-Steingaden, 

Flößerstraße 1, 86983 Lechbruck am See, Landkreis Ostallgäu, für das Haushaltsjahr 2026 
 

I. 
 

Aufgrund der Art. 40 Abs. 1 KommZG und Art. 63 ff. der GO erläßt der Zweckverband folgende Haushaltssatzung: 
 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2026 wird hiermit festgesetzt; er schließt 
 

im Verwaltungshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit 604.815 € 
 

und  
 

im Vermögenshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit 211.000 € 
 

ab. 
 

§ 2 
 

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 

§ 3 
 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 

(1) Betriebskostenumlage 
 

Der durch Gebühren und sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf  

zur Finanzierung von Ausgaben im Verwaltungshaushalt (Umlagesoll) 

wird auf      554.505 € 

festgesetzt und auf die Verbandsmitglieder umgelegt. 
 

Umlegungsschlüssel für die Betriebskostenumlage in Höhe von 554.505 € ist die der Anlage von dem jeweiligen 

Verbandsmitglied tatsächlich zugeführte Schmutzwassermenge im Jahr 2025.  
 

Im Jahr 2025 wurden der Kläranlage Lechbruck am See nachfolgende Abwassermengen von den Verbandsmitgliedern 

zugeführt: 
 

- Gemeinde Bernbeuren   = 183.983 Kubikmeter 

- Gemeinde Steingaden  = 162.761 Kubikmeter 

- Gemeinde Lechbruck am See  = 307.938 Kubikmeter 

  Gesamtmenge somit  = 654.682 Kubikmeter 
 

Für die Verbandsmitglieder werden hiernach folgende Werte für das Haushaltsjahr 2026 festgesetzt: 
 

- Gemeinde Bernbeuren   = 28,1026514 %  = 155.830,61 € 

- Gemeinde Steingaden  = 24,8610776 % = 137.855,92 € 

- Gemeinde Lechbruck am See  = 47,0362710 % = 260.818,47 €. 
 

(2) Investitionsumlage 
 

Der durch Beiträge und sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf 

zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögenshaushalt (Umlagesoll) 

wird auf      211.000 € 

festgesetzt und auf die Verbandsmitglieder umgelegt. 
 

Umlegungsschlüssel ist die Anzahl der den einzelnen Verbandsmitgliedern zugeteilten Belastungsrechte (§ 19 Abs. 2 i. V. m. § 

5 Abs. 1 der Verbandssatzung vom 24.01.2023).   

 

Für die Verbandsmitglieder werden folgende Werte für das Haushaltsjahr 2026 festgesetzt: 
 

- Gemeinde Bernbeuren    = 19,50 %  = 41.145,00 € 

- Gemeinde Steingaden   = 35,00 % = 73.850,00 € 

- Gemeinde Lechbruck am See   = 45,50 % = 96.005,00 €. 
 

§ 5 
 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 25.000,00 € festgesetzt. 
 

§ 6 
 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2026 in Kraft. 



 

 

 

Lechbruck am See, 10.06.2026 

Abwasserverband Lechbruck-Bernbeuren-Steingaden 
 

Karl Schleich, Verbandsvorsitzender 
 

II. 
 

Die Haushaltssatzung wurde vom Landratsamt Ostallgäu mit Schreiben vom 03.06.2026, Az.: 10 9410.7, rechtsaufsichtlich behandelt. 
 

III. 
 

Die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen liegen vom Tage nach dieser Bekanntmachung an bis zur nächsten amtlichen 

Bekanntmachung einer Haushaltssatzung öffentlich bei der Geschäftsstelle des Zweckverbandes Abwasserverband Lechbruck-

Bernbeuren, Flößerstraße 1, 86983 Lechbruck am See, zu den allgemeinen Öffnungszeiten zur Einsichtnahme auf (Art. 40 KommZG, Art. 

65 Abs. 3 Satz 3 GO).“ 
 

Ralf Kinkel, Leitender Regierungsdirektor         Eapl.: 10-9410.7 
 

Satzung zur Regelung von Fragen der Verfassung des Schulverbandes Mittelschule Unterthingau 

(Verbandssatzung) vom 21.05.2026 
 

Die Schulverbandsversammlung des Schulverbandes Mittelschule Unterthingau (nachfolgend „Schulverbandsversammlung“ genannt) 

erlässt aufgrund Art. 9 Abs. 1 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG) – BayRS 2230-7-1-K- i.V. m. Art. 19, Art. 29, Art. 

30 Abs. 1, Art. 43 Abs. 1 und 2, Art. 47 Abs. 6, Art. 26 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit - KommZG -  in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Juni 1994 (BayRS 2020-6-1-l) sowie Art. 20a  der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern 

(GO) – BayRS 2020-1-1-I – folgende  
 

Satzung zur Regelung von Fragen der Verfassung des Schulverbandes Mittelschule Unterthingau (Verbandssatzung) 
 

A. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 
 

§ 1 

Name und Sitz 
 

(1) Der Schulverband Mittelschule Unterthingau führt den Namen „Schulverband Unterthingau“. 
 

(2) Der Schulverband Unterthingau hat seinen Sitz in Unterthingau. 
 

§ 2 

Verbandsmitglieder 
 

Verbandsmitglieder sind der Markt Unterthingau und die Gemeinden Kraftisried und Görisried. 
 

§ 3 

Räumlicher Wirkungskreis 
 

Der räumliche Wirkungsbereich des Schulverbands umfasst den mit der jeweiligen Rechtsverordnung der Regierung von Schwaben 

festgelegten Schulsprengel der Mittelschule Unterthingau. 
 

§ 4 

Aufgaben 
 

Der Schulverband Unterthingau hat die Aufgaben, 
 

- die Leistungsfähigkeit der Mittelschule Unterthingau sowie der Grundschule Unterthingau gemäß dem öffentlich-rechtlichen 

Vertrag vom 01.08.2010 zu erhalten und bedarfsorientiert zu verbessern, 

- die Schulstandorte der Mittelschule sowie der Grundschule Unterthingau zu sichern sowie 

- für diese Schulen den Aufwand für das Hauspersonal und den Schulaufwand gemäß dem 

öffentlich-rechtlichen Vertrag vom 01.08.2010 und nach dem jeweils geltenden Schulfinanzierungsgesetz zu tragen. 
 

B. VERFASSUNG UND VERWALTUNG 
 

§ 5 

Verbandsorgane 
 

Die Organe des Schulverbandes sind 

a) die Schulverbandsversammlung 

b) die Person, die den Vorsitz des Schulverbandes führt (Verbandsvorsitz). 
 

§ 6 

Zusammensetzung der Schulverbandsversammlung 
 

(1) Abweichend von Art. 9 Abs. 3 BaySchFG und gemäß Art. 31 Abs. 1 Satz 3 KommZG werden bei der Berechnung der Mitglieder 

der Schulverbandsversammlung die Anzahl der Schüler, die am  

01. Oktober jeden Jahres aus einer Mitgliedsgemeinde die Verbandsschulen des Schulverbandes „Grundschule Unterthingau“ 

und des Mittelschulverbandes besuchen, zusammengerechnet. Im Übrigen verbleibt es bei den Berechnungen der Höhe der 

Mitglieder der Schulverbandsversammlung bei den Regelungen des Art. 9 Abs. 3 BaySchFG. 
  

(2) In die Schulverbandsversammlung werden die ersten Bürgermeister der am Schulverband beteiligten Gemeinden entsandt. 

Daneben entsenden Gemeinden, aus denen am 1. Oktober jeden Jahres 51 bis 100 Schülerinnen und Schüler die Grund- und 

Mittelschule besuchen, einen und für jedes weitere angefangene Hundert Schüler nochmals eine weitere Verbandsrätin / einen 



 

 

weiteren Verbandsrat in die Schulverbandsversammlung. Stellt eine Gemeinde wegen Rückgangs ihrer Grund- und 

Mittelschüler zum Stichtag zu viele Verbandsräte/innen, sind sie durch den Gemeinderat vor der nächsten 

Verbandsversammlung abzuberufen.  
 

(3) Die Anzahl der zu entsendenden (gekorenen) Mitglieder richtet sich ausschließlich nach der anteiligen Zahl der Grund- und 

Mittelschüler und wird jährlich neu festgestellt. Stichtag für die Feststellung ist der 01.10. eines jeden Jahres.  
 

(4) Den Vorsitz in der Verbandsversammlung führt der Verbandsvorsitze. 
 

(5) Die Verbandsversammlung ist zuständig für die ihr nach Art. 34 Abs. 2 KommZG vorbehaltenen Aufgaben. 
 

(6) Die von den Verbandsmitgliedern in die Schulverbandsversammlung entsandten Vertreterinnen und Vertreter haben jeweils 

eine Stimme. 
 

(7) Die Schulverbandsversammlung gibt sich eine Geschäftsordnung. Diese regelt den Geschäftsgang des Schulverbandes.  
 

(8) Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung wählen aus ihrer Mitte auf die Dauer von sechs Jahren den/die 

Schulverbandsvorsitzende/-vorsitzenden und seine Stellvertreter. 
 

(9) Der Verbandsvorsitz vollzieht die Beschlüsse der Schulverbandsversammlung und der beschließenden Ausschüsse im 

Rahmen der geltenden Geschäftsordnung. Er erledigt in eigener Zuständigkeit alle Angelegenheiten, die nach der 

Gemeindeordnung der ersten Bürgermeisterin und dem ersten Bürgermeister zukommen. 
 

§ 7  

Stellvertretung der Mitglieder der Schulverbandsversammlung 
 

(1) Die als Mitglieder der Schulverbandsversammlung amtierenden ersten Bürgermeister der Mitgliedsgemeinden werden im Fall 

der Verhinderung in der Schulverbandsversammlung von ihren allgemeinen Vertretern in ihren Gemeinden gemäß Art. 39 Abs. 

1 GO oder den von den Mitgliedsgemeinden bestellten sonstigen Vertretern nach Art. 9 Abs. 1 Satz 2 BaySchFG i. V. m. Art. 31 

Abs. 3 Satz 1 KommZG vertreten. 
 

(2) Sonstige Mitglieder der Schulverbandsversammlung werden im Falle ihrer Verhinderung durch die von den Mitgliedsgemeinden 

nach Art. 9 Abs. 1 Satz. 2 BaySchFG i. V. m. Art. 31 Abs. 3 Satz 2 KommZG bestellten Stellvertretern (Erst- oder 

Zweitvertretern) vertreten. Verbandsräte können sich nicht untereinander vertreten (Art. 9 Abs. 1 Satz 2 BaySchFG i. V. m. Art. 

31 Abs. 3 Satz 3 KommZG). 
 

§ 8 

Rechtsstellung des Verbandsvorsitzenden und der übrigen Verbandsräte 

Entschädigung 
 

(1) Der Schulverbandsvorsitzende, sein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder der Schulverbandsversammlung sind ehrenamtlich 

tätig. Die Tätigkeit der Schulverbandsräte erstreckt sich auf die Mitwirkung bei den Beratungen und Entscheidungen der 

Schulverbandsversammlung. Außerdem können einzelnen Mitgliedern besondere Verwaltungs- und Überwachungsbefugnisse 

nach näherer Vorschrift der Geschäftsordnung übertragen werden. 
 

(2) Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung, die der Schulverbandsversammlung kraft Amtes angehören, das sind die 

ersten Bürgermeister der am Schulverband beteiligten Gemeinden haben nur Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen, soweit sie 

nicht Schulverbandsvorsitzender oder deren Stellvertreter sind. 
 

(3) Der Schulverbandsvorsitzende erhält für ihre/seine Tätigkeit eine monatliche Aufwendung in Höhe von 230,40 Euro. Ist der 

Schulverbandsvorsitzende an der Wahrnehmung seiner Dienstgeschäfte (Urlaub, Krankheit) verhindert, so wird die monatliche 

Aufwendung zwei Monate weitergezahlt. Der Stellvertreter der Schulverbandsvorsitzenden erhält neben seiner Entschädigung 

nach Absatz 4 für jeden Tag der Vertretung eine Aufwandsentschädigung von einem Dreißigstel des Betrags nach Satz 1, 

höchstens jedoch den Betrag nach Satz 1 je Kalendermonat. Die Aufwandsentschädigung nach Satz 1 erhöht sich 

entsprechend den Regelungen des Art. 54. Abs. 2 KWBG. In den Fällen des Art. 54 Abs. 2 Satz 2 KWBG gilt für die 

Anpassungen die Erhöhung nach Nr. 3. Zusätzlich zur Entschädigung nach den Sätzen 1 und 2 wird eine jährliche 

Sonderzuwendung entsprechend den Regelungen für ehrenamtliche Bürgermeister gewährt. 
 

(4) Die übrigen Mitglieder der Schulverbandsversammlung erhalten für ihre Tätigkeit ein Sitzungsgeld für die notwendige 

Teilnahme an Sitzungen der Schulverbandsversammlung für jede Sitzung in Höhe von 15 Euro.  
 

§ 9  

Rechnungsprüfungsausschuss 
 

(1) Die Verbandsversammlung bildet aus ihrer Mitte einen Rechnungsprüfungsausschuss mit 3 Mitgliedern und bestimmt ein 

Mitglied für den Vorsitz. 
 

(2) Dem Rechnungsprüfungsausschuss obliegt die Prüfung der Jahresrechnung. Die Jahresrechnung ist vom 

Rechnungsprüfungsamt des Schulverbandsmitglieds Unterthingau vor zu prüfen. 
 

§ 10  

Geschäftsstelle 
 

(1) Als Geschäftsstelle des Schulverbands wird die Verwaltungsgemeinschaft Unterthingau bestimmt. Für die Aufwendungen der 

Geschäftsstelle erhält die Verwaltungsgemeinschaft eine Entschädigung, die der Schulverband nach dem Maß der 

Inanspruchnahme mit dem Schulverbandsmitglied in einem öffentlich-rechtlichen Vertrag (Zweckvereinbarung) vereinbart. 
 

(2) Die Kassengeschäfte des Schulverbands werden am Ort der Geschäftsstelle geführt. 

 
 



 

 

C. WIRTSCHAFTS- UND HAUSHALTSFÜHRUNG 
 

§ 11 

Anzuwendende Vorschriften 
 

Soweit das Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit nichts anderes bestimmt, gelten für die Wirtschafts- und Haushaltsführung des 

Schulverbandes die Vorschriften über die Gemeindeordnung und KommHV etc. entsprechend. 
 

§ 12 

Deckung des Finanzbedarfs 
 

(1) Der Schulverband erhebt zur Deckung seines Finanzbedarfs von seinen Mitgliedern eine Schulverbandsumlage. Die Umlagen 

werden durch die Haushaltssatzung für jedes Haushaltsjahr neu festgesetzt. 
 

(2) Abweichend von Art. 9 Abs. 5 Satz 1 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes wird der Finanzbedarf des Schulverbandes 

wie folgt aufgebracht: 
 

1. Die Verwaltungsumlage zur Deckung des Finanzbedarfs im Verwaltungshaushalt wird nach der Zahl der am 1. 

Oktober bestehenden Grund- und Mittelschüler jeder Gemeinde bemessen. 

2. Die Investitionsumlage zur Deckung des Finanzbedarfs im Vermögenshaushalt wird anhand des Durchschnitts der 

Grund- und Mittelschüler der dem jeweiligen Haushaltsjahr vorangegangenen 4 Jahre bemessen. 

3. Bei der Berechnung der Höhe der Grund- und Mittelschüler ist jeweils die Schülerzahl am 01.10. des 

vorangegangenen Haushaltsjahres maßgebend. 
 

§ 13 

Kassengeschäfte 
 

Die Kassengeschäfte des Schulverbandes werden aufgrund der Zweckvereinbarung von der Verwaltungsgemeinschaft Unterthingau 

geführt.  
 

D. SCHLUSSBESTIMMUNGEN 
 

§ 14 

Ausscheiden von Mitgliedern 
 

Scheidet infolge der Veränderung des Schulsprengels ein Verbandsmitglied aus dem Schulverband aus, so findet eine 

Vermögensauseinandersetzung zwischen den Schulverband und dem ausscheidenden Verbandsmitglied statt.  
 

§ 15 Inkrafttreten 
 

(1) Diese Satzung tritt am 01.05.2026 in Kraft. 
 

(2) Gleichzeitig tritt die Verbandssatzung des Schulverbandes Mittelschule Unterthingau vom  

16.02.2022 außer Kraft. 
 

Unterthingau, 21.05.2026 
 

Iris Plonski, Schulverbandsvorsitzende 
 

Satzung zur Regelung von Fragen der Verfassung des Schulverbands 

vom 22.05.2026 

 

Die Schulverbandsversammlung des Schulverbandes Biessenhofen (nachfolgend stets Schulverbandsversammlung genannt) erlässt 

aufgrund des Art. 9 Abs. 9 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG) i.V. m. Art. 18, Art. 19 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 5 sowie 

Abs. 2 Nrn. 1, 2, 3 und 5, Art. 29 Satz 2, Art. 30 Abs. 2, Art. 43 Abs. 1 und 2, Art. 47 Abs. 5 und 6 und Art. 26 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes 

über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) sowie Art. 20a und Art. 32 Abs. 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) 

folgende Satzung zur Regelung von Fragen der Verfassung des Schulverbandes Biessenhofen (Schulverbandssatzung) 
 

§ 1 

Name und Sitz des Schulverbands 
 

(1) Der Schulverband führt folgenden Namen: 
 

Mittelschule Biessenhofen 
 

(2) Der Schulverband hat seinen Sitz in Biessenhofen, Füssener Str. 12, 87640 Biessenhofen. 
 

(3) Dem Schulverband gehören die Gemeinden Aitrang, Bidingen, Biessenhofen und Ruderatshofen an. 
 

(4) Sein räumlicher Geltungsbereich umfasst das gesamte Gemeindegebiet der Gemeinden Biessenhofen, Bidingen, Ruderatshofen und 

das Gemeindegebiet Aitrang mit Ausnahme der Ortsteile/Weiler Huttenwang, Neuenried, Umwangs und Wolfholz. 
 

§ 2 

Verwaltungsaufgaben 
 

Die Verwaltungsaufgaben des Schulverbands werden aufgrund der Zweckvereinbarung vom 07. August 1992 von der 

Verwaltungsgemeinschaft Biessenhofen erfüllt. 
 

§ 3 

Entschädigung für besondere ehrenamtliche Tätigkeiten 
 

(1) Der Schulverbandsvorsitzende, sein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder der Schulverbandsversammlung (Schulverbandsräte) 

sind ehrenamtlich tätig (Art. 9 Abs. 9 BaySchFG i. V. m. Art. 30 Abs. 1 Satz 1 KommZG). Die Tätigkeit der Schulverbandsräte erstreckt 



 

 

sich auf die Mitwirkung bei den Beratungen und Entscheidungen der Schulverbandsversammlung. Außerdem können einzelnen 

Mitgliedern besondere Verwaltungs- und Überwachungsbefugnisse nach näherer Vorschrift der Geschäftsordnung (§ 2 Absatz 3 und 4) 

übertragen werden. 
 

(2) Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung, die der Schulverbandsversammlung kraft Amtes angehören, das sind die ersten 

Bürgermeister der am Schulverband beteiligten Gemein-den (Art. 9 Abs. 3 Satz 1 BaySchFG), haben nur Anspruch auf Ersatz ihrer 

Auslagen, Art. 9 Abs. 9 BaySchFG i. V. m. Art. 30 Abs. 2 Satz 2 KommZG, soweit sie nicht Schulverbandsvorsitzen-der oder dessen 

Stellvertreter sind. 
 

(3) Der Schulverbandsvorsitzende erhält für seine Tätigkeit eine jährliche Entschädigung von 400,00 Euro. Der Stellvertreter des 

Schulverbandsvorsitzenden erhält für seine Tätigkeit im Vertretungsfall je Sitzung eine Entschädigung von 30,00 Euro. Die Höhe der 

Vertretungsentschädigung darf jedoch die des Vorsitzenden in einem Kalenderjahr nicht übersteigen. 
 

(4) Die übrigen Mitglieder der Schulverbandsversammlung erhalten für ihre Tätigkeit ein Sitzungsgeld für die Teilnahme an Sitzungen der 

Schulverbandsversammlung in Höhe von 20,00 Euro je Sitzung. 
 

(5) Angestellte oder Arbeiter haben außerdem Anspruch auf Ersatz des entstandenen Verdienst-ausfalls. Seine Höhe ist durch eine 

Bescheinigung des Arbeitgebers nachzuweisen.  
 

(6) Selbstständig Tätige erhalten für die durch Teilnahme an den Sitzungen bedingte Zeitversäumnis eine Pauschalentschädigung von 

20,00 Euro für jede Stunde Sitzungsdauer. Dies gilt nicht für Sitzungen, die nach 19.00 Uhr beginnen oder an Samstagen, Sonntagen 

oder gesetzlichen Feiertagen stattfinden. 
 

(7) Mitglieder der Schulverbandsversammlung, die keinen Ersatzanspruch nach den Abs. 5 und 6 haben, denen aber im beruflichen und 

häuslichen Bereich durch die Teilnahme an Sitzungen ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen versäumter Arbeit 

oder das Heranziehen einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann, erhalten eine Pauschalentschädigung von 20,00 Euro für jede Stunde 

Sitzungsdauer. 
 

(8) Mitglieder der Schulverbandsversammlung erhalten für auswärtige Tätigkeiten Reisekosten und Tagegelder nach den Sätzen des 

Bayerischen Reisekostengesetzes. 
 

(9) Die Entschädigungsleistungen nach den Abs. 5 bis 8 werden nur auf Antrag gewährt. 
 

§ 4 

Ausscheiden von Mitgliedern 
 

Scheidet infolge der Veränderung des Schulsprengels ein Verbandsmitglied aus dem Schulverband aus, so findet eine 

Vermögensauseinandersetzung zwischen dem Schulverband und dem ausscheidenden Verbandsmitgliedern statt. 
 

§ 5 

Inkrafttreten 
 

(1) Die Satzung tritt rückwirkend zum 01. Mai 2026 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung zur Regelung von Fragen der Verfassung des Schulverbands vom 07.10.2021 außer Kraft. 
 

Biessenhofen, 22.05.2026 

SCHULVERBAND BIESSENHOFEN 
 

Markus Trinkwalder, Schulverbandsvorsitzender 
 

Satzung über die Entschädigung für ehrenamtliche Tätigkeit in der Verwaltungsgemeinschaft 

vom 22.05.2026 
 

Die Verwaltungsgemeinschaft (VGem) Biessenhofen (nachstehend stets kurz „Verwaltungs-gemeinschaft“ genannt) erlässt aufgrund von 

Art. 10 Abs. 2 der Verwaltungsgemeinschafts-ordnung (VGemO) in Verbindung mit Art. 26 und Art. 30 des Gesetzes über die kommunale 

Zusammenarbeit (KommZG) und den Art. 20 a, Art 23 und 32 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) folgende Satzung: 
 

§ 1 

Entschädigung für ehrenamtliche Tätigkeit 
 

(1) Die Mitglieder der Gemeinschaftsversammlung sind ehrenamtlich tätig. Ihre Tätigkeit er-streckt sich auf die Mitwirkung bei 

Beratungen und Entscheidungen der Gemeinschafts-versammlung und ihrer Ausschüsse.  
 

(2) Ehrenamtliche Mitglieder der Gemeinschaftsversammlung erhalten für ihre Tätigkeit als pauschale Abgeltung für die Teilnahme 

an Sitzungen der Gemeinschaftsversammlung oder ihrer Ausschüsse ein Sitzungsgeld für jede Sitzung in Höhe von 25,00 

Euro. 
 

(3) Soweit die Mitglieder der Gemeinschaftsversammlung berufsmäßige oder ehrenamtliche erste Bürgermeister sind, erhalten sie 

lediglich den Ersatz ihrer nachgewiesenen Auslagen (Art. 30 Abs. 2 KommZG). 
 

(4) Arbeitnehmer haben außerdem Anspruch auf Ersatz des entstandenen Verdienstausfalls. Seine Höhe ist durch eine 

Bescheinigung des Arbeitgebers nachzuweisen 
 

(5) Selbstständig Tätige erhalten für die durch Teilnahme an den Sitzungen bedingte Zeitversäumnis eine Pauschalentschädigung 

von 20,00 Euro für jede Stunde Sitzungsdauer. Dies gilt nicht für Sitzungen, die nach 19 Uhr beginnen oder an Samstagen, 

Sonntagen oder gesetzlichen Feiertagen stattfinden. 
 

(6) Mitglieder der Gemeinschaftsversammlung, die keinen Ersatzanspruch nach den Abs. 4 und 5 haben, denen aber im 

beruflichen und häuslichen Bereich durch die Teilnahme an Sitzungen ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das 

Nachholen versäumter Arbeitszeit oder das Heranziehen einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann, erhalten eine 

Pauschalentschädigung von 20,00 Euro für jede Stunde Sitzungsdauer. 



 

 

 

(7) Mitglieder der Gemeinschaftsversammlung erhalten für auswärtige Tätigkeiten Reisekosten und Tagegelder nach den Sätzen 

des Bayerischen Reisekostengesetzes. 
 

§ 2 

Entschädigung des Gemeinschaftsvorsitzenden 
 

(1) Der Vorsitzende der Gemeinschaftsversammlung erhält für seine Tätigkeit als Vorsitzen-der und Leiter der Verwaltung eine 

monatliche Entschädigung von 840,00 Euro. 
 

(2) Wenn die Grundgehälter der Beamten in den Besoldungsgruppen A und B (Anlage zum Bundesbesoldungsgesetz) einheitlich 

geändert werden, ist auch die Entschädigung des Vorsitzenden mit dem gleichen Vomhundertsatz anzuheben. 
 

§ 3 

Entschädigung des Stellvertreters 
 

(1) Der Stellvertreter des Gemeinschaftsvorsitzenden (Art 6 Abs. 3 VGemO) erhält neben seiner Entschädigung als Mitglied der 

Gemeinschaftsversammlung für jeden Tag der Vertretung eine weitere Entschädigung von 35,00 Euro. Im Übrigen gilt § 1 Abs. 

4 bis 7 entsprechend. 
 

(2) Die Höhe der Vertretungsentschädigung pro Monat darf jedoch die des Vorsitzenden in einem Kalendermonat nicht 

übersteigen. 
 

§ 4 

Entschädigung der Standesbeamten 
 

Der ehrenamtliche Standesbeamte erhält für seine Tätigkeit eine Entschädigung von 40,00 Euro je Trauung. 
 

§ 5 

Auszahlung der Entschädigung 
 

Nach Monatsbeträgen bemessene Entschädigungen sind im Voraus zu zahlen. Bei Verhinderung durch Krankheit, Urlaub usw. werden 

Entschädigungen auf die Dauer von zwei Monaten weitergezahlt. Über einen längeren Zahlungszeitraum in besonderen Härtefällen 

entscheidet die Gemeinschaftsversammlung durch Beschluss im Einzelfall. 

 

§ 6 

In Kraft-Treten 
 

(1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01. Mai 2026 in Kraft. 
 

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Entschädigung für ehrenamtliche Tätigkeit in der Verwaltungsgemeinschaft vom 

03.06.2020 außer Kraft 
 

Biessenhofen, 22.05.2026 

VERWALTUNGSGEMEINSCHAFT BIESSENHOFEN 
 

Markus Trinkwalder, Gemeinschaftsvorsitzender 
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